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Die Bauernschaft  muss daher viel 
stärker als bisher zusammenarbeiten. 
Sie darf nicht verzweifeln, sondern 
muss weiterkämpfen – für sich und ihre 
Familien.
Ein herzliches Danke an unsere Bauern 
und auch für die so wichtige und 
kompetente LANDWIRT-Aufstellung 
über das Jahr 2024.

Dietmar Wuksch, Poggersdorf bei Klagenfurt, 
Kärnten

Gern Bauer sein

Die Liebe zum Bauersein (nicht Öko-
nom) gehört zur Landwirtschaft  wie 
das Donnern zum Blitz. Wenn man 
immer nur auf Gewinn rechnet, geht 
das Bauersein nicht. Das ist bei allen 
kleinen Betrieben das Gleiche. Man 
muss die Arbeit gerne tun. 
Es heißt nicht umsonst Bauernsterben, 
Greißlersterben oder Wirtesterben… 
nur von einem Größenwahnsterben hat 
man noch nie was gehört. Da heißt es 
nur, einer ist „Pleite gegangen“.

Hermine Obergruber, Trofaiach, Steiermark

Schluss mit dem Wirrwarr

Österreich mit 9 Mio. Einwohnern leis-
tet sich mit den neun Bundesländern 
neun Landesregierungen und neun 
Landtage, neun Krankenanstaltenge-
setze, tausende Kanalgebühren-  und 
Wassergebührenverordnungen, hun-
derte Müllentsorgungsregelungen, 
neun Landesverwaltungsgerichte samt 
komplexen Instanzenzügen, unter-
schiedliche (konkurrierende) Sozial-
hilfen und Mindestsicherungen und 
Chancengleichheitsgesetze. Österreich 
mit tausenden unüberschaubaren Fi-
nanzausgleichsströmen, mit unter-
schiedlichen Ausgehzeiten für Jugend-
liche und sogar mit unterschiedlichen 
regionalen Regelungen für Hausbrun-
nen und Listenhunde-Listen. Politisch 
und juristisch darüber gelegt sind die 
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Es regnet Verordnungen

Die Bauernhöfe sind einem Orkan und 
permanentem Starkregen an Verord-
nungen und Bürokratie ausgesetzt. 
Diese Sintfl ut beginnt am 1. Jänner und 
endet am 31. Dezember. Und im dar-

auff olgenden Jahr wiederholt sich die-
ser Ablauf erneut.
Der LANDWIRT Jahresrückblick 2024 
zeigt, was alles in einem Jahr passiert 
und verordnet wird. Tatsächlich war 
2024 ein „annus horribilis“ (lateinisch 
für: schreckliches Jahr) für die fl eißigen 
Landwirte in Österreich und der gan-
zen EU. 
Ganz off ensichtlich können sich unsere 
Bauern gegen die vorherrschende büro-
kratische (Klima-)Katastrophe nicht – 
mehr selbst – wehren. Und die Vorden-
ker in Brüssel und Wien sag(t)en ja be-
reits: 2025 wird noch ärger. Die Be-
trachtung der Auswirkungen verschie-
dener Rahmenwerke wie Mercosur 
fehlt dabei ohnedies noch...
In Summe ist das alles eine Revolution 
im bösen Sinne – nämlich eine von 
oben nach unten. Sich gegen diese poli-
tisch-bürokratische Sintfl ut zu wehren, 
ist extrem schwer. Das wissen die Poli-
tiker in Wien wie auch in Brüssel sowie 
deren Agenturen und Behörden, die 
letztlich am langen Hebel der Macht 
sitzen, nur zu gut. 

Leserbild der Landwirtschaft

Der Bio-Betrieb Passet im Irenental (St. Pölten-Land) ist einer von drei Standorten der 
Dorfgemeinschaften Wienerwald, die Menschen im Alltag und bei der Arbeit unterstützen. 
Die Klienten versorgen die Hoftiere, pfl egen den Garten und beteiligen sich an saisonalen 
Arbeiten wie der Ernte und Verarbeitung von Kräutern und Obst. Das Ergebnis – vom 
selbstgemachten Apfelsaft bis zu veredelten Kräuterprodukten – wird direkt ab Hof verkauft. 
Andrea Wagner, Vizepräsidentin der Landwirtschaftskammer Niederösterreich (5.v.li.), 
besuchte vor Weihnachten den Betrieb. Sie lobt: „Projekte wie dieses zeigen, wie Green 
Care nicht nur neue Perspektiven für die Landwirtschaft eröffnet, sondern auch die 
Lebensqualität im ländlichen Raum nachhaltig stärkt.“
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Mein Betrieb
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Die durch den Ukrainekrieg mitbegründeten Teuerungen und Marktverwerfungen 
zogen sich fort und belasten die bäuerlichen Erzeuger weiter massiv. Was 2024 aus 
agrarischer Sicht sonst noch Wichtiges passiert ist, lassen wir kurz Revue passieren.

Von Leopold Th. SPANRING, LANDWIRT Redakteur
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Verfassungsrichter kippen Übergangsfrist

2022 hatte der Nationalrat beschlossen, dass ab 2040 un-
strukturierte Vollspaltenbuchten in der gesamten Schweine-
haltung verboten sind. Für neue Anlagen gilt das Verbot hin-
gegen bereits seit Anfang 2023. Die SPÖ schäumte; daraufhin 
ging das Land Burgenland zwei Mal zum Verfassungsge-
richtshof, beantragte die Aufhebung und war letztlich erfolg-
reich. Die Begründung der Verfassungshüter: Die 17-jährige 
Übergangsfrist sei viel zu lange und sachlich nicht gerecht-
fertigt. Die entsprechende Bestimmung im Tierschutzgesetz 
läuft nach dem VfGH-Erkenntnis mit Ende Mai 2025 aus. Bis 
zur Nationalratswahl im September, aber auch seither, gab es 
keine Gesetzesreparatur durch die mit den Amtsgeschäften 
weiter betraute schwarz-grüne Bundesregierung. Einigen 
sich die neuen Regierungspartner nicht rasch auf einen Kom-
promiss, laufen die Schweine-Vollspalten endgültig aus.

EU will neue Gentechnik zulassen

Der Umweltausschuss des EU-Parlaments stimmte über 
den EU-Kommissions-Vorschlag  bezüglich neuer Regeln 
für innovative Arten genveränderter Pflanzen, die mittels 
neuer genomischer Züchtungstechniken – sogenannte 
NGT-Pflanzen – gewonnen wurden, ab. Demnach soll es 
zwei Kategorien von NGTs geben: Gentechnisch veränderte 
Pflanzen, die von Pflanzen aus konventioneller Züchtung 
„nicht zu unterscheiden“ sind (NGT-1), sollen nicht unter 
die GVO-Vorschriften fallen, während für Pflanzen mit 
„komplexeren Veränderungen“ (NGT 2) strengere Regeln 
gelten. Die Endverhandlungen (Trilog) zwischen Parla-
ment, Kommission und Rat laufen seither ergebnislos wei-
ter. Möglicherweise wird das Paket nochmals aufgeschnürt.

FEBRUAR

Bodenschutz: Alleingang der Länder  

Bund und Länder konnten sich 2023 bei der Bodenstrategie 
nicht auf das verpflichtende 2,5-ha-Bodenverbrauchsziel pro 
Tag einigen. Neben einzelnen bremsenden Ländern und Ge-
meinden torpedierten auch die Grünen in letzter Minute die 
diesbezügliche Einigung in der Raumordnungskonferenz 
(ÖROK). Wie zum Hohn beschlossen dann die Raumord-
nungslandesräte und der Gemeindebund bei einer Tagung 
in Linz die ausverhandelte Bodenstrategie – allerdings ohne 
das 2,5-ha-Ziel und ohne die mitinvolvierten Bundesminis-
terien (Klimaschutz, Landwirtschaft und Regionen).
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